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Die Entwicklungspolitik der
Bundesrepublik Deutschland
und der Europäischen Ge-

meinschaften war in den vergangenen
drei Jahrzehnten zahlreichen Wand-
lungen unterworfen. Unter dem Ein-
druck der immer knapper werdenden
Mittel der öffentlichen Hände über-
trafen private Auslandsinvestitionen
in den neunziger Jahren die staatliche
Entwicklungsförderung um den Fak-
tor 22, nachdem der Anteil und auch
die (realen) absoluten Beträge staatli-
cher Hilfen kontinuierlich abnahmen
(verglichen mit den beiden voran-
gegangenen Jahrzehnten).1 Hinzu
kommt, dass in Zeiten von Aktien-
flaute und Enron-Krise,Nahost-Kon-
flikt und Krieg gegen den Terrorismus
entwicklungspolitischen Fragen, ins-
besondere in Afrika,nur wenig öffent-
liche Aufmerksamkeit zuteil wird.

Doch sowohl die UN-Konferenz
„Finance for Development“ vom Fe-
bruar 2002 als auch das diesjährige G-
8-Treffen im Juni in Kanada rückten
die Entwicklungsthematik in den letz-
ten Monaten wieder in das Blickfeld
des Interesses der Weltöffentlichkeit.
Vor allem Lösungswege für den afri-

kanischen Kontinent werden zuneh-
mend diskutiert. Dies liegt nicht nur
an der Tatsache, dass dort das Ent-
wicklungsdefizit besonders groß ist,
sondern auch daran, dass es zu einer
neuen Qualität der Zusammenarbeit
zwischen Industrieländern und afri-
kanischen Ländern kommen könnte.
Diese Hoffnung gründet sich auf die
im Jahre 2001 eingeleitete NEPAD-
Initiative.2

NEPAD steht für „New Partnership
for Africa’s Development“ und ist eine
Initiative fünf afrikanischer Staaten
(Ägypten, Algerien, Nigeria, Senegal
und Südafrika), der sich bislang zehn
weitere Staaten aus Afrika angeschlos-
sen haben und die eine Reform zahl-
reicher schon bestehender regionaler
Entwicklungsprogramme beinhaltet
und zusammenfasst.

Folgende Reformen wollen die Un-
terzeichnerstaaten umsetzen:
– Stärkung der Mechanismen zur

Konfliktprävention auf regionaler
und kontinentaler Ebene;

– Förderung von Demokratie, ver-
antwortlicher Regierungsführung
und einer Kultur der Wahrung der
Menschenrechte; Beteiligung der
Zivilgesellschaft auf nationaler und
subnationaler Basis;

– Wiederherstellung und Sicherung
der makroökonomischen Stabili-
tät; Schaffung eines transparenten
Rahmens für die Finanzmärkte
sowie für öffentliche Rechnungs-
legung;
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– Stärkung der Bereiche Erziehung,
Ausbildung und Gesundheits-
wesen mit besonderer Berücksich-
tigung von HIV/AIDS und Mala-
ria;

– Förderung von Frauen;
– Förderung staatlicher Institutio-

nen sowie Schaffung rechtsstaatli-
cher Rahmenbedingungen;

– Unterstützung von Landwirtschaft
und Infrastruktur zur Stärkung
einer binnen- und exportorientier-
ten Landwirtschaft und verarbei-
tenden Industrie.

Eigenverantwortung

Es hat lange gedauert, bis afrikani-
sche Führer bereit waren anzuer-

kennen,dass nicht alle Defizite bei der
Entwicklung ihrer Länder allein auf
die koloniale Vergangenheit und ne-
gative Auswirkungen des Ost-West-
Gegensatzes zurückzuführen sind.
Zwar beginnt die Resolution zur
Schaffung von NEPAD recht traditio-
nell mit dem Verweis auf die Natur-
schätze des Kontinents, seine kultu-
relle Vielfalt und Rolle als „Wiege der
Menschheit“ sowie den daraus abge-
leiteten Appell, die Ungerechtigkeiten
zu beseitigen, unter denen Afrika seit
nun über einem Jahrhundert zu lei-
den hat. Für westliche Ohren klingt
diese Einleitung zunächst wieder nach
der Aufforderung zu mehr Entwick-
lungshilfe und mehr Verantwortung
der entwickelten Welt für die Länder
Afrikas.

Doch mit dem dritten Kapitel des
NEPAD-Programms wird klar, dass
die Eigenverantwortung der afrikani-

schen Länder für ihre Zukunft nicht
nur als Lippenbekenntnis oder gar als
„appeasement“ für die Geberländer
Erwähnung findet, sondern konkret
ausgestaltet wird. Im Aktionspro-
gramm für Afrika (Kapitel 5) werden
Sofortmaßnahmen definiert und mit-
telfristige wie langfristige Ziele zu den
oben genannten Themenbereichen
hinzugefügt und konkrete Aktivitäten
vorgeschlagen bzw. sich auf diese ver-
ständigt. Stellenweise liest sich
NEPAD wie ein neuer „Businessplan“
für Afrika, der selbstkritisch Chancen
und Grenzen der Maßnahmen er-
kennt, zumindest jedoch erahnen
lässt.

Aber es bleiben Fragen offen:
NEPAD wird – wie auch alle Pro-
gramme zuvor – abhängig sein von
externer Hilfe; eine rein auf Eigenleis-
tungen der afrikanischen Staaten be-
ruhende nachhaltige Entwicklung ist
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht
realistisch.Daher ist der Ruf nach grö-
ßerer und berechenbarer Entwick-
lungsunterstützung nur folgerichtig.
Im Gegenzug bekennen sich die Un-
terzeichnerstaaten zu größerer Effek-
tivität und Effizienz beim Umgang
mit Finanzmitteln: Abbau von Büro-
kratie, funktionierende Steuersyste-
me und die Erhöhung von Sparquo-
ten privater und öffentlicher Haushal-
te lauten die Forderungen.

Allerdings klaffen Anspruch und
Wirklichkeit noch weit auseinander.
In der Vergangenheit scheiterten die
meisten Reformversuche an der poli-
tischen und wirtschaftlichen Zerris-
senheit des Kontinents. Weder die
Westafrikanische Wirtschaftsgemein-
schaft (ECOWAS) noch diejenige
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Ostafrikas (EAEC) konnten die inner-
afrikanischen Wirtschaftsbeziehun-
gen nennenswert fördern. Zu gegen-
sätzlich sind die politischen Systeme
und die Eigeninteressen. Die im
NEPAD-Programm formulierte Aus-
sage,dass sich Afrika auf dem Wege zu
mehr Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit befindet, wird durch die
jüngsten Vorgänge in der Elfenbein-
küste, Simbabwe oder auch in Kenia
nicht gerade untermauert.

Auch die akuten Probleme schei-
nen nur schwer in Eigeninitiative lös-
bar: So geht die Deutsche Welthun-
gerhilfe in diesem Jahr von einer Hun-
gersnot im südlichen Afrika aus, die
rund 15 Millionen Menschen be-
droht. Betroffen sind hiervon vor
allem Simbabwe,Malawi,Sambia und
Angola.3 Viele Probleme – insbeson-
dere in Simbabwe – sind hausgemacht
und verschärfen sich durch naturbe-
dingte Ernteausfälle und eine schlech-
te oder mangelhaft gewartete Infra-
struktur,die für eine effiziente Samm-
lung und Verteilung der Nahrungs-
mittellieferungen nötig wäre.

Die HIV/AIDS-Politik vieler afri-
kanischer Staaten darf getrost als
„sorglos“ bezeichnet werden. Man-
gelnde Aufklärung und eine chro-
nische Unterversorgung bei Schutz-
programmen lassen die Zahl der Infi-
zierten insbesondere im südlichen
Afrika weiter rasant steigen.4 Hinzu
kommen eine Reihe weiterer anste-
ckender Krankheiten sowie parasitä-
rer Infektionen (wie Malaria und Bil-
harziose), die die Lebenserwartung
der Menschen in Afrika im vergange-
nen Jahrzehnt von durchschnittlich
50 auf rund 48 Lebensjahre reduzierte

(in den Industrieländern liegt sie bei
etwa 77 Lebensjahren). Lediglich
Uganda und Senegal führten erfolg-
reiche HIV/AIDS-Programme durch;
eine Kontinuität scheint jedoch auf-
grund wirtschaftlicher Rahmenbe-
dingungen zumindest in Uganda eher
fraglich.5

Anders als zum Beispiel in vielen
Ländern Europas beruhen die Sozial-
strukturen und staatlichen Instru-
mente weder auf umfassenden Sozial-
verträgen noch sind sie historisch ge-
wachsen. Die Diskrepanz zwischen
staatlichen Exekutiv- und Legislativ-
mitteln einerseits, die im Wesentli-
chen nur den nationalen Ordnungs-
rahmen darstellen können, und den
oft traditionell und kulturell gepräg-
ten Ordnungssystemen in struktur-
schwachen ländlichen Regionen an-
dererseits führt dazu, dass die staatli-
che Gewalt oft als Fremdkörper im ei-
genen Land wahrgenommen wird.

Eine naheliegende Lösungsmög-
lichkeit für diese Schwachpunkte wäre
die verbesserte Anbindung der Regio-
nen an die Metropolen und  Handels-
zentren,durch Infrastrukturmaßnah-
men in den Bereichen Verkehr, Kom-
munikation, Gesundheitsversorgung
und Bildung. Diese Anbindung erfor-
dert allerdings enorme Kapitalmen-
gen und ist deshalb oft wenig attraktiv
für potenzielle Investoren.

Zahlreiche Beobachter kommen
daher auch zu einer eher pessimisti-
schen Einschätzung, was die Zukunft
Afrikas angeht,und sind der Überzeu-
gung, dass weder NEPAD noch die
neu gegründete Afrikanische Union
daran grundlegend etwas ändern
würden.6
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Im Rahmen von NEPAD kommt
allmählich das Bewusstsein der afri-
kanischen Länder zum Ausdruck,
dass staatliches Handeln und staatli-
che Finanzmittel allein nicht ausrei-
chen, um einen Durchbruch in der
Entwicklung des afrikanischen Kon-
tinents zu schaffen. So wird die Be-
deutung eines funktionierenden frei-
en Marktprozesses wieder mehr in
den Mittelpunkt der Entwicklungs-
diskussion gerückt. Privaten Investo-
ren aus dem In- und Ausland kommt
eine Schlüsselrolle zu, während der
Staat eher indirekt, nämlich durch die
Schaffung entsprechender Rahmen-
bedingungen, in Erscheinung tritt.
Insbesondere staatliche Hilfe aus dem
Ausland kann und soll lediglich un-
terstützend („enabling“) bei der
Schaffung dieser Rahmenbedingun-
gen wirken. Dies bedeutet keinesfalls-
die Befürwortung eines ungehemm-
ten Neoliberalismus. Vielmehr be-
steht, auch nach den Reformerfah-
rungen beispielsweise in Russland,
weitgehend Einigkeit über die Bedeu-
tung des Staates bei der Schaffung ent-
sprechender Rahmenbedingungen
für funktionierende Märkte. Die Be-
deutung des Staates nimmt also nicht
ab; lediglich der Schwerpunkt staatli-
chen Handelns wird verschoben.

Privatwirtschaftliche
Initiativen

Gleichzeitig wird die gewachsene
Bedeutung privater Akteure

deutlich. Sogar bei der Schaffung von
Rahmenbedingungen, die zu Recht
primär als Aufgabe des Staates gese-

hen wird (beispielsweise durch Si-
cherstellung von Rechtsstaatlichkeit
und Eigentumsrechten),kann die Pri-
vatwirtschaft einen Entwicklungsbei-
trag leisten. Dies geschieht komple-
mentär zum  staatlichen Handeln

Ein Beispiel dafür ist der Umgang
mit einem der Hauptprobleme in
Afrika, dem Mangel an Kapital, der
mit der hohen Risikoeinschätzung
durch in- und ausländische Investo-
ren zusammenhängt. Obwohl die
Profitabilität von Investitionen in
Afrika mit bis zu 30 Prozent auf das
eingesetzte Kapital de facto häufig
über der in den Industrieländern liegt,
steigen die Transaktionskosten durch
das hohe Risiko (bzw. wohl richtiger:
die hohe Risikoeinschätzung und die
damit verbundenen Vorleistungen) in
den Augen der Investoren derart, dass
eine große Zahl viel versprechender
Projekte erst gar nicht durchgeführt
wird.7 Obwohl die Politik in abseh-
barer Zeit nicht in der Lage zu sein
scheint, diese Risiken in Afrika voll-
ständig zu beseitigen, können die
damit verbundene Unsicherheit redu-
ziert und damit eine verlässlichere
Grundlage für unternehmerische
Entscheidungen geschaffen werden.

Hier kann die Privatwirtschaft,und
zwar insbesondere die Versicherungs-
wirtschaft, durch Absicherung von
Kapital- und Handelstransaktionen
oder auch nur durch Berechnung des
damit verbundenen Risikos zur Ver-
besserung der Rahmenbedingungen
für unternehmerisches Handeln bei-
tragen. Durch die Konkretisierung
z.B.auf eine spezifische Gebühr in Ab-
hängigkeit vom Transaktionsvolu-
men kann einer verzerrten Einschät-
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zung unternehmerischer Risiken in
Afrika durch den Investor entgegen-
gewirkt werden.

Funktionierende Kapital- und Ver-
sicherungsmärkte ermöglichen es
zudem, Risiken zu stückeln und auf
mehrere Schultern zu verteilen. Dies
ist insbesondere deshalb wünschens-
wert, weil ein Risiko nicht für jeden
Träger gleich „gefährlich“ ist: Für ein
europäisches Versicherungsunter-
nehmen mag es durchaus Sinn ma-
chen, Risiken aus Afrika in sein Port-
folio aufzunehmen, da trotz hohem
„unique risk“ durch die erhöhte Di-
versifizierung möglicherweise das Ri-
siko des Gesamtportfolios sinkt. So
kann mit Hilfe innovativer Finanz-
instrumente unternehmerisches
Handeln auch bei großer Unsicher-
heit attraktiv sein.

Public Private Partnership

Mit der African Trade Insurance
Agency (ATI/ACA) wurde ein solches
Instrument geschaffen.8 Unterstützt
wird diese im Zuge von NEPAD ge-
schaffene Institution auch durch die
japanische Regierung. ATI ist eine
„Public Private Partnership“ (PPP),
deren Ziel es ist, die Bedingungen für
Handelsfinanzierung sowohl für Im-
porte in afrikanische Länder als auch
für Exporte aus diesen zu verbessern
bzw. überhaupt Zugang zu Handels-
finanzierung zu ermöglichen. Die
Philosophie hinter dieser PPP-Initia-
tive lautet: Private Investoren sollen
durch ihren Beitrag die Entwick-
lungsetats der Industrieländer entlas-
ten. Gleichzeitig sollen ökonomische
Überlegungen und privatwirtschaftli-

ches Eigeninteresse zu erfolgreicheren
Entwicklungsinvestitionen führen.
Der Staat schafft nur Anreize und leis-
tet Zusatzinvestments oder Überbrü-
ckungshilfen, um die Investitions-
maßnahmen zu flankieren.

Im Falle der ATI-Public Private
Partnership sind die Versicherungs-
policen unterlegt mit Weltbankkredi-
ten in Höhe von insgesamt 105 Mil-
lionen Dollar, die im Verhältnis von
1:2 bis 1:5 von privater Hand einge-
setzt werden. ATI versichert dabei
Kreditausfall- und politische Risiken,
hervorgerufen zum Beispiel durch
Krieg, Embargos, Export- und Kapi-
talverkehrsbeschränkungen oder Ent-
eignung.Mit diesem Instrument,dem
ein klarer marktwirtschaftlicher An-
satz zugrunde liegt, werden bislang
nicht attraktive Finanz- und Handels-
plätze belebt und Risiken kalkulierbar
gemacht. Unternehmerischen Inte-
ressen und entwicklungspolitischen
Forderungen wird man so gleicher-
maßen gerecht.

Handel und Direktinvestitionen als
Ausdruck zunehmender Spezialisie-
rung wirtschaftlicher Aktivitäten sind
zentrale Erfolgsfaktoren für die Ent-
wicklung. NEPAD zeigt, dass dies von
vielen afrikanischen Ländern akzep-
tiert und unterstützt wird, und dass
diese Länder auch bereit sind,Verant-
wortung für eine derartig angestoße-
ne Entwicklung zu übernehmen. Dies
ist – trotz aller Kritik und ungelöster
Probleme – ein wichtiges Signal in
erster Linie für Afrika und seine Men-
schen selbst. Wer nicht zum Objekt
von Fremdbestimmung werden will,
muss selbst definieren,wohin die Ent-
wicklung gehen soll.
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Gleichzeitig scheinen die Indus-
trienationen erkannt zu haben, dass
auch sie über eine Neukonzeption von
Entwicklung(-shilfe) nachdenken
müssen. NEPAD ist ein richtiger und
wichtiger Schritt in Richtung nach-
haltige Entwicklung durch eine stär-
kere Ausrichtung auf eine Verbes-
serung der Rahmenbedingungen für
unternehmerische Aktivitäten.

Alle Maßnahmen zur Schaffung
von Rahmenbedingungen für unter-
nehmerische Tätigkeit in Afrika, ob
sie nun von privater oder von staatli-
cher Seite kommen, haben allerdings
nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn
auch die weltweiten Absatzmärkte in
weit größerem Maße als bisher geöff-
net werden. Zwar haben einzelne

Staaten Afrikas hier ebenfalls enor-
men Nachholbedarf (selbst das Mus-
terland Südafrika ist hier nicht gerade
ein Vorbild, wenn es um Produkte aus
seinen Nachbarländern geht).Aber es
sind vor allem die Industrieländer ge-
fragt, die den Willen zu der einzig
wirklich nachhaltigen Entwicklungs-
hilfe, nämlich der Öffnung ihrer eige-
nen Märkte, bisher haben vermissen
lassen.

Solange dies nicht geschieht, wird
an vielen Entwicklungsmaßnahmen
für Afrika, dessen Geschichte nicht
zuletzt durch europäische Einfluss-
nahme und Konflikte im Zuge der Ko-
lonialisierung entscheidend geprägt
wurde, der Geruch einer „Alibimaß-
nahme“ haften bleiben.
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